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(Antrag der Abgeordneten Dr, Schmid-Burgk, Dr. 
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Kühlmann-Stumm und der Fraktionen der CDU/CSU, 
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A. Problem 

Nach dem Inkrafttreten des Mineralölsteuergesetzes sind einige 
Importeure dazu übergegangen, Mineralölzubereitungen, be- 
stehend aus Heizöl und mehr als 5 % anderen Stoffen, einzu- 
führen und als sogenannte Brennöle zu verkaufen. Nach den 
Bestimmungen des Mineralölsteuergesetzes sind diese Brenn- 
öle nicht mit Mineralölsteuer belastet. Dadurch ergeben sich 
nicht nur Steuerausfälle, sondern auch Wettbewerbsverzer- 
rungen. 


B. Lösung 

Das Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 hat 
zum Ziel, die aufgezeigte Gesetzeslücke zu schließen. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine. Es werden nicht unbeträchtliche Steuermindereinnahmen 
verhindert. 
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Antrag 


der Abgeordneten Dr. Schmid-Burgk, Dr. Pohle, Porzner, 
Dr. Koch, Frau Funcke, Freiherr von Kühlraann-Sturam 
und der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 


Der Bundestag hat das folgendes Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Mineralölsteuergesetz 1964 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Dezember 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 1003), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuer- 
gesetzes 1964 vom 20. Dezember 1968 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1391), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs, 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Nr. 1 werden die Worte „Schmier- 
mittel mit einem Schwerölgehalt unter 95 
Gewichtshundertteilen aus Nummer 27.10 - C" 
ersetzt durch die Worte „Zubereitungen aus 
Nummer 27.10 des Zolltarifs, die nicht nach | 

Absatz 2 Nr. 2 Mineralöle sind". ^ 

! 

b) In Satz 2 wird das Wort „Schmiermittel" er- i 
setzt durch „Die Waren der Nummer 1". I 

2. § 11 erhält die folgende Fassung: 

.§ 11 

Die Mineralölsteuer wird auf Antrag vergütet 
für Mineralöl, das im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zur Herstellung von Waren verbraucht 
worden ist, die nach § 1 Abs. 3 Nr. 1 der Anteil- 
steuer unterliegen, wenn diese Waren ausge- 


führt oder zum Zollverkehr abgefertigt werden. 
Eine Vergütung wird nicht gewährt für Mineral- 
öl, das bei der Herstellung der Waren als Treib- 
stoff, Schmierstoff oder zum Heizen verbraucht 
worden ist." 

3. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „§ 1 
Abs. 3" durch die Angabe „§ 1 Abs. 3, § 2 
Abs. 1" ersetzt; in Satz 2 wird das Wort 
„zehnfachen" gestrichen. 

b) Die folgenden Absätze 5 und 6 werden an- 
gefügt: 

„(5) Zubereitungen aus der Nr. 27.10 des 
Zoll-Tarifs, die nicht nach § 1 Abs. 2 Nr. 2 
Mineralöle sind, dürfen weder unmittelbar 
noch mittelbar zum Verheizen verwendet 
werden, wenn sie im Erhebungsgebiet unter 
Verbrauch unversteuerten Mineralöls herge- 
stellt oder in das Erhebungsgebiet ohne An- 
teilsbesteuerung eingeführt worden sind. 
Wird dagegen verstoßen, so entsteht für den 
Minralölanteil dn diesen Waren eine Steuer- 
schuld nach dem zutreffenden Steuersatz des 
§ 2 oder des § 8 Abs. 2. 

(6) Steuerschuldner ist in den Fällen der 
Absätze 4 und 5, wer die Waren zu einem 
nicht zugelassenen Zweck abgibt oder ver- 
wendet. Die Steuer wird sofort fällig." 
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Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

Bonn, den 16, Februar 1970 


Dr. Schmid’Burgk 
Dr. Pohle 

Dr. Stoltenberg, Stücklen und Fraktion 

Porzner 
Dr. Koch 

Wehner und Fraktion 
Frau Funcke 

Freiherr von Kühlmann-Stumm 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Durch das Gesetz zur Änderung des Mineralöl- 
steuergesetzes 1964 vom 20. Dezember 1968 [(BGBl. I 
S. 1391), Drucksachen V/2781, V/3346 (neu)], das so- 
genannte Substitutionsgütergesetz, sollten Erdöler- 
zeugnisse, die anstelle von Heizöl verwendet wer- 
den, der für diesen Verwendungszweck im Mineral- 
ölsteuergesetz vorgesehenen Besteuerung zugeführt 
werden. Das war geboten, um die Umgehung der 
Steuer auf Heizöle auszuschließen und um den mit 
der Heizölbesteuerung beabsichtigten Schutz des 
Kohleabsatzes nicht zu beeinträchtigen. Nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes sind nunmehr einige 
Importeure dazu übergegangen, Mineralölzuberei- 
tungen, bestehend aus Heizöl und mehr als 5 v. H. 
anderen Stoffen (z. B. Abfällen der chemischen 
Industrie, verdorbenen pflanzlichen Fetten), einzu- 
führen und als sogenanntes Brennöl ohne Belastung 
mit Heizölsteuer in Schiffsladungen an Großver- 
braucher zum Verheizen abzusetzen. 

Nach geltendem Recht unterliegen eingeführte Zu- 
bereitungen einer anteiligen Besteuerung des in 
ihnen enthaltenen Mineralöls nur dann, wenn sie 
zum Schmieren geeignet sind. Eine solche Eignung 
kann durch die Wahl bestimmter schmierfeindlicher 
Zusatzstoffe mit der Folge ausgeschlossen werden, 
daß im Gegensatz zu gleichartigen, im Inland her- 
gestellten Zubereitungen nicht einmal anteilige 
Heizölsteuer erhoben werden kann. Dadurch erge- 
ben sich nicht nur Steuerausfälle, sondern auch 
Wettbewerbsverzerrungen. Außerdem wird die Be- 
vorratungspflicht umgangen und der mit der Heiz- 
ölsteuer erstrebte Schutz für die Kohle unterlaufen. 
Es ist zu befürchten, daß ohne diese Gesetzesände- 
rung die Einfuhr solcher Brennöle erheblich ausge- 
weitet wird. 

Das Gesetz hat im wesentlichen prohibitiven Cha- 
rakter. Es verhindert Mindereinnahmen an Mineral- 
ölsteuer, die jedoch nicht exakt beziffert werden 
können. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch das 
Gesetz nicht mit Kosten belastet. 


II. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 
Nummer 1 

Durch die Änderung werden künftig auch mineral- 
ölhaltige Zubereitungen, ‘ die nicht Schmiermittel 


sind, mit ihrem Mineralölgehalt einer Anteilsbe- 
steuerung unterworfen, und zwar je nach Verwen- 
dung zu dem zutreffenden Steuersatz des § 2 oder 
des § 8 Abs. 2. Die Befreiung von der Anteilsteuer 
bei anderen Verwendungen als zu Treib-, Schmier- 
und Heizzwecken bleibt unberührt. 

Die Änderung bewirkt nebenbei, daß künftig Spe- 
zialschmierstoffe, die mit Petroleum hergestellt wor- 
den sind, nach Entrichtung der Anteilssteuer ein- 
geführt werden können. 

Nummer 2 

Die Änderung des § 11 ist erforderlich, um auch die 
neu der Anteilsteuer unterworfenen Erzeugnisse in 
die Vergütung der Steuer einzubeziehen. 

Nummer 3 

Das Verwendungsverbot für Waren, die unver- 
steuertes Mineralöl enthalten, erstreckt sich bisher 
nur auf die Verwendung zu Treib- und Schmier- 
zwecken. Es muß folgerichtig auf das Verheizen 
ausgedehnt werden; gleichzeitig muß festgelegt 
werden, daß bei Verstößen eine Steuer entsteht. So- 
weit für die Verwendung von Mineralölen zum Ver- 
heizen ein ermäßigter Steuersatz vorgesehen ist, 
muß dieser auch bei der Erhebung der anteiligen 
Mineralölsteuer angewendet werden. Das wird 
durch den neuen Absatz 5 erreicht. Durch Absatz 6 
soll der Verbraucher solcher Erzeugnisse davor ge- 
schützt werden, Steuerschuldner zu werden, wenn 
er Erzeugnisse dieser Art ohne Kenntnis des Ver- 
wendungsverbots erworben hat. 

Bei dieser Gelegenheit soll außerdem der als Schutz 
gegen den Mißbrauch mineralölhaltiger Waren bis- 
her vorgesehene zehnfache Steuersatz aufgehoben 
werden. Die zehnfache Besteuerung ist wegen ihres 
Strafcharakters vom Bundesfinanzhof für verfas- 
sungswidrig gehalten worden. 


j Zu Artikel 3 

Da das Verwendungsverbot mit dem Inkrafttreten 
i wirksam wird, bedarf es keiner Nachversteuerung 
i von Beständen an sogenannten Brennölen. 
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